
 
 
 
 
 
 
 
An die Fachkonferenzleiterinnen und Fachkonferenzleiter für das Fach 
Sozialkunde (G9, G8, IGS, Kollegs, Abendgymnasien, Waldorfschulen) 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
zum Beginn des neuen Schuljahres senden wir Regionalen Fachberater des Faches 
Sozialkunde Ihnen eine Zusammenstellung mit neuesten Informationen zum Fach, 
zu Fortbildungen, interessanten Publikationen oder anstehenden Wettbewerben zu. 
Wir hoffen mit dem gemeinsamen Rundbrief allen Kolleginnen und Kollegen in 
Rheinland-Pfalz eine gemeinsame Informationsbasis schaffen zu können, die auch 
Erfahrungen aus Regionen außerhalb des eigenen Sprengels zugänglich macht. 
 
Einen Teil der Sommerferien nutzten viele Kolleginnen und Kollegen für die Planung 
und Konzeption des schriftlichen Abiturs 2023. Berücksichtigen Sie dazu bitte die 
Vorgaben in den fachspezifischen Hinweisen im aktuellen Rundschreiben zur 
Abiturprüfungsordnung. Dieses können Sie auf dem Bildungsserver unter 
folgendem Link http://gymnasium.bildung-rp.de/rechtsgrundlagen.html abrufen. 
Dort finden Sie auch die verbindliche Checkliste, die Sie bitte mit Ihren 
Abiturthemen einreichen.                                  
Bitte beachten Sie, dass die Checkliste für das schriftliche Abitur im Fach 
Sozialkunde für das Abitur 2023 leicht angepasst und konkretisiert wurde. 
 
Bei Fragen zum Fach wenden Sie sich bitte weiterhin an den für Sie zuständigen 
Fachberater. In der folgenden Aufstellung finden Sie die Kontaktdaten und die 
regionale Zuteilung der Fachberater Sozialkunde für Rheinland-Pfalz. 
Weiterführende Informationen finden Sie auch auf unserer Webseite: 
https://rfb.bildung-rp.de/sozialkunde.html  
 
Hans Allmendinger (Fachberater für die Region Pfalz) 
Otto-Hahn-Gymnasium Landau 
Westring 11 
76829 Landau 
Tel.: 06341-134800 
Mail: hans.allmendinger@beratung.bildung-rp.de 
 
Klaus Barheier (Fachberater für die Region Trier) 
Gymnasium Traben-Trarbach 
Bernkasteler Weg 72 
56481 Traben-Trarbach 
Tel.: 06541-83820 
Mail: klaus.barheier@beratung.bildung-rp.de  
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Horst Blaesy (Fachberater für die Region Koblenz/Süd) 
Gymnasium am Römerkastell 
Heidenmauer 14 
55543 Bad Kreuznach 
Tel.: 0671-66464 
Mail: horst.blaesy@beratung.bildung-rp.de 
 
Michael Sauer (Fachberater für die Region Rheinhessen) 
Heinrich-Böll-Gymnasium 
Karolina-Burger-Straße 42 
67065 Ludwigshafen 
Tel.: 0621-425730 oder – 38 
Mail: michael.sauer@beratung.bildung-rp.de 
 
Dietmar Schug (Fachberater für die Region Koblenz/Nord) 
Erick-Klausener-Gymnasium 
Dr. Klausener Straße 42-44 
53518 Adenau 
Tel.: 02691-92120 
Mail: dietmar.schug@beratung.bildung-rp.de 
 
 
 
 
1. Implementierung neuer Lehrplan der gesellschaftswissenschaftlichen 

Fächer S II 

 
Der neue Lehrplan für die S II, der zum Schuljahr 2023/24 in Kraft treten soll, wird 
voraussichtlich zu Beginn des Schuljahres 2022/23 veröffentlicht werden. Dieses 
Schuljahr soll dazu genutzt werden, die Zielsetzung, den Aufbau und den Umgang 
damit in den Kollegien zu kommunizieren. Dies soll in drei Schritten geschehen. 
Zunächst wird es im September eine Veranstaltung auf der Multiplikatorenebene 
geben, auf der die regionalen Fachberater:innen (RFB) und die PL- Berater:innen 
informiert und die Umsetzung des Lehrplanes diskutiert werden wird. Im zweiten 
Schritt werden im Herbst die regionalen Fachberater:innen die Fachkonferenz-
vorsitzenden der Schulen zu regionalen Dienstbesprechungen einladen. Mitglieder 
der fachdidaktischen Kommission werden dabei zum Lehrplan referieren und 
Fortbildungsmodule vorstellen, die dann im dritten Schritt ab Januar über das PL für 
alle Kolleg: innen in Fortbildungen vorgestellt und eingeübt werden können. 
Beachten Sie bitte dazu das Programm des PL (https://evewa.bildung-rp.de/). 
 
 
 
2. Anmerkungen zur Arbeit der Abiturauswahlkommission 

 
Wir möchten darauf hinweisen, dass unsere Arbeit in der Auswahl aus den 
eingereichten Themen besteht. Wie können nicht prüfen, was in Ihrem Unterricht 
behandelt wurde oder nicht. Das untersteht Ihrer Verantwortung. Unsere Aufgabe 
besteht darin, dafür zu sorgen, dass die Aufgabenstellungen für das Land 



vergleichbar sind. Dafür werden bestimmte formale Dinge vorgegeben, die das 
gewährleisten sollen. Diese Vorgaben ergeben sich aus der AbiPro und dem jährlich 
aktualisierten Rundschreiben zur AbiPro. Den Kolleg:innen werden hierzu in einer 
Checkliste die wichtigen Vorgaben für das Fach Sozialkunde bereitgestellt. Diese 
Checkliste befindet sich am Ende der fachspezifischen Hinweise im Rundschreiben 
und muss den Themenvorschlägen beigefügt werden. Die einzelnen Punkte sollen 
für die eigene Kontrolle abgehakt werden. Dies reduziert deutlich die „Gefahr“ eines 
Monitums, wenn sich die KuK auch an die darin festgelegten Vorgaben halten. 
Damit werden die geforderte Vergleichbarkeit und die qualitativen Vorgaben aus 
den Beschlüssen der KMK gewährleistet. Rückrufe erfolgen in der Regel nur dann, 
wenn diese Vorgaben ignoriert oder so weit interpretiert werden, dass sie nicht mehr 
dem Geist des Geschriebenen entsprechen. 
 
 
3. Umsetzung der Stärkung der politischen Bildung in der S I 

 
 
3.1     Änderungen am Lehrplan der gesellschaftswissenschaftlichen Fächer 

S I 
  
Zum Schuljahr 2022/23 werden die Veränderungen in den gesellschafts-
wissenschaftlichen Fächern in der S I in den Schulen vollends umgesetzt. Wir haben 
versucht wichtige Veränderungen im Lehrplan dieser Fächer für die S I zu 
kennzeichnen. Es besteht hierbei kein Anspruch auf Vollständigkeit. 
Nichtsdestotrotz meinen wir die wichtigen Dinge erfasst zu haben. 
 
Die genannten Seitenzahlen beziehen sich auf den neuen Lehrplan. 
 
Allgemeiner Teil 
 
Seite 9 
 
Zusätzliche Kompetenzen K 7 und U 9, mit denen eine Stärkung des (selbst-) 
reflexiven unterrichtlichen Handelns erreicht werden soll. 
 
Seite 15 
 
Empfehlungen für die veränderte Stundentafel in der S I in zwei Varianten. 
 
Seite 16 
 
Mindestverpflichtungen der Fächer für Erweiterungs- und Vertiefungsinhalte wurden 
in die Fachlehrpläne migriert für eine fachspezifischere Umsetzung. 
 
Seite 19 
 
Formulierung eines verpflichtenden Demokratietages ab Klasse 8 jährlich auf 
Initiative der gesellschaftswissenschaftlichen Fächer (Durchführung aber möglichst 
unter Einbeziehung aller Fächer) 
 
 



 
Fachlehrplan (in Auszügen) 
 
Seite 140 
 
Beitrag des Faches Sozialkunde zum Kompetenzerwerb 

 Die Lernfelder bleiben dieselben, werden allerdings in die Politikbausteine I 
und II umorganisiert 

 Das Lernfeld `Recht und Rechtsprechung´ wird wieder zu einem früheren 
Zeitpunkt des Lehrplanes verortet 

 Das Lernfeld `Politisches System´ wird vor das Lernfeld `Wirtschaft´ gesetzt, 
um die Grundlagen der politisch verfassten Ordnung als Basis des 
Wirtschaftens zu verstehen 

 
Seite 144 
 
Lernfelder und Leitfragen in der Übersicht 
Deutlich wird die Steigerung des zeitlichen Umfanges der einzelnen Lernfelder (v.a. 
bei den zentralen Themen `Politisches System´, `Wirtschaft´, `Europäische Union´ 
und `Frieden und Sicherheit´). 
 
Seite 146 
 
Der erhöhte zeitliche Umfang, der zur Verfügung steht, führt auch bei der 
Mindestverpflichtung an verbindlichen Inhalten zu einer Ausweitung des Umfanges 
an Erweiterungs- und Vertiefungsthemen. 
 
 
Seite 148 ff. 
 
In den Lernfeldern spiegelt sich der Zuwachs des zeitlichen Umfanges z.T. auch in 
erweiterten Kompetenzformulierungen sowie erweiterten Inhaltsvorgaben. 
Beispiele: 
Seite 152: Leben in der Mediengesellschaft (K 9 und zusätzlicher Inhalt) 
Seite 156: Politisches System (Ergänzung um U 7) 
Seite 158: Wirtschaft (Ergänzung um K 5 und U 7) 
Seite 160 ff.: Europäische Union und Frieden und Sicherheit (hier die stärksten   

Veränderungen (EU v.a. Erweiterungs- und Vertiefungsinhalte und 
Kompetenzen; FuS v.a. bei den Basisinhalten) 

 
 

3.2      Start der neuen Stundentafel in der Sekundarstufe I 

Mit dem Schuljahr 2022/2023 startet auch die veränderte Stundentafel für die 
gesellschaftswissenschaftlichen Fächer. Beginnend mit der Jahrgangsstufe 8 (G9) 
wird die Sozialkunde auf 5 Wochenstunden über die Jahrgänge 8-10 erweitert. Viele 
Schulen wählen dabei diese Verteilung: 

Jahrgangsstufe 8:  1-stündig im ganzen Schuljahr oder 2-stündig epochal im 
Halbjahr 



Jahrgangsstufe 9: 2-stündig im ganzen Schuljahr 

Jahrgangsstufe 10: 2-stündig im ganzen Schuljahr 

 

Für die G8-Gymnasien gibt es keine Veränderung der Stundentafel. Hier ist aber 
zusätzlich für die Jahrgangsstufen 7 oder 8 eine einstündige Neigungsgruppe 
Demokratiebildung als AG oder Profilstunde einzurichten. In dieser Stunde sollen 
die Lehrplanthemen 1, 3 und 4 behandelt werden. Wir empfehlen, diese 
Neigungsgruppe mit derjenigen Lehrkraft zu betrauen, welche auch Sozialkunde in 
dieser Lerngruppe unterrichtet. 

 

3.3     Demokratietag 

Wichtig ist, dass ab dem neuen Schuljahr der Demokratietag für die Jahrgangsstufe 
8 verpflichtend durchzuführen ist. Für die Jahrgangsstufen 9 und 10 wird sie noch 
empfohlen. Analog zum Aufwachsen des Lehrplanes werden aber auch in den 
nächsten beiden Jahren die Demokratietage zunächst in der Klassestufe 9 und 
dann in der Klassenstufe 10 verbindlich werden. Diese Verpflichtung richtet sich an 
alle gesellschaftswissenschaftlichen Fächer und kann sowohl in Kooperation als 
auch fächerspezifisch erfolgen. Das bedeutet, jede Klasse hat in jeder 
Jahrgangsstufe 8-10 (G9) Anspruch auf einen Demokratietag. 

Der Auszug aus dem aktuellen Lehrplan lautet dazu wie folgt: „Ab Klassenstufe 8 
wird in den Fächern im gesellschaftswissenschaftlichen Lernbereich auf Initiative 
der unterrichtenden Fachkräfte und nach terminlicher Rücksprache mit der 
Schulleitung in jedem Schuljahr ein Unterrichtstag als Demokratietag verbindlich 
festgelegt und durchgeführt. Der Demokratietag dient der politischen Bildung 
über die Fächergrenzen hinaus. Der Demokratietag kann für das 
fächerübergreifende Projekt (vgl. 7.1 Fächerübergreifende Projekte Klassen 8, 9 
und 10), für ein Planspiel, für eine Exkursion im Bereich der politischen Bildung oder 
für ein aktuelles Thema oder Anliegen (z. B. Wahlen, historischer Gedenktag, 
Umgang mit Medien, Entwicklung der Arbeitswelt, Integration) genutzt werden. Die 
Planung und Durchführung des Demokratietages liegt in der Verantwortung aller 
Fachlehrerinnen und Fachlehrer der drei Fächer im gesellschaftswissenschaftlichen 
Lernbereich.“ (Lehrplan für die gesellschaftswissenschaftlichen Fächer, S. 19) 
 

Im Anschreiben des Ministeriums zu den Veränderungen im 
gesellschaftswissenschaftlichen Bereich heißt es dazu: „Um den 
fächerübergreifenden Ansatz der Demokratiebildung zu stärken, ist im Lehrplan die 
Durchführung eines Demokratietags, der bislang ermöglicht wurde, nunmehr als 
verpflichtendes Format enthalten. Er ist mindestens ab Klassenstufe 8 jährlich, mit 
einem großen inhaltlichen und gestalterischen Freiraum, durchzuführen. Die 
Schulen werden bei der Umsetzung durch das Pädagogische Landesinstitut und 
andere Partner unterstützt.“ (EPOS-Schreiben vom 08.07.2021) 

Wir empfehlen aus organisatorischen Gründen, den Demokratietag für die ganze 
Jahrgangsstufe an einem Tag durchzuführen und sich gemeinsam mit den 



Fachkonferenzen Geschichte und Erdkunde auf ein schulinternes Konzept zu 
verständigen. 

Zu dem breiten Spektrum der Umsetzung schulischer Demokratietage in der 
Sekundarstufe I der allgemeinbildenden Schulen gehören auch Besuche von 
außerschulischen Partnern. Die Fridtjof-Nansen-Akademie im 
Weiterbildungszentrum Ingelheim bietet z.B. zahlreiche Studientage im 
gesellschaftswissenschaftlichen Lernbereich für diese Altersstufen an, die aus 
eigener Erfahrung empfehlenswert sind. Aber auch andere politische 
Bildungsträger freuen sich über das Interesse von Schulen an den angebotenen 
Veranstaltungen. 
Informationen zum schuleigenen Demokratietag, auch zu außerschulischen 
Partnern, erhalten Sie hier: 

https://demokratie.bildung-rp.de/koordinierungsstelle-demokratiebildung-und-
modellschulen/schuleigene-demokratietage.html 

 

4. Veranstaltungen 

 

Datum Titel Ort Anmeldeinformationen 
22.9.2022 Das schriftliche Abitur 

im Fach Sozialkunde 
(Region 
Pfalz/Rheinhessen/ldw) 

Speyer Über Fortbildung online 

23.9.2022 Workshop zur 
Vorbereitung des 
schuleigenen 
Demokratietages 

Bad 
Kreuznach 

Link 

3./4.11.2022 22. Tage der 
Politischen Bildung 
Rheinland-Pfalz 

Ingelheim Link 

16./17.11.2022 3. Tagung Politische 
Bildung in der 
Sekundarstufe I 
Planspiel: Welt-Macht-
Hunger 

Speyer Über Fortbildung online 

1.12.2022 Das mündliche Abitur 
im Fach Sozialkunde 
(Region 
Pfalz/Rheinhessen/ldw) 

Speyer Über Fortbildung online 

1.12.2022 Demokratie-Lernen an 
Schulen – Einführung 
in ein Trainingskonzept 

Koblenz Link 

18.-26.2.2023  Studienreise nach 
Israel-Palästina zum 
Nahost-Konflikt 

 Anmeldeinformationen 
über Flyer im Anhang 

 

Weitere Veranstaltungen im Zusammenhang mit dem 
gesellschaftswissenschaftlichen Fachbereich können Sie auf unserer 
Webseite finden (https://rfb.bildung-rp.de/sozialkunde.html) 
 



5. Wettbewerbe 

 
 Schüler- und Jugendwettbewerb des Landtages und der Landeszentrale für 

politische Bildung Rheinland-Pfalz 

 
 „Mitgedacht – mitgemacht“ 

Unter diesem Motto steht der alljährliche Schüler- und Jugendwettbewerb zur 
politischen Bildung, der sich an Jugendliche von 13 bis 20 Jahren richtet. 
Drei Themen stehen zur Auswahl für eine Einzel-, Gruppen- oder 
Klassenarbeit. Neben verschiedenen Auszeichnungen wird ein Sonderpreis 
für die beste schulartübergreifende Arbeit ausgelobt. 
Die literarischen, wissenschaftlichen, medialen, musikalischen oder 
künstlerischen Beiträge werden in verschiedenen Stufen separat bewertet. 
Sobald die Themen für 2023 feststehen, werden entsprechende Flyer und 
Plakate an die Schulen versandt. Achtet auf das Krokodil. 
https://www.jugend-im-landtag.rlp.de/de/wettbewerbe/index.php 
https://www.politische-
bildung.rlp.de/service/aktuell?tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_
pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Bnews%5D=3600&cHash=17
ca646aa341b00ea6919d6ff2d58cef 

 
 

 "Politik-Staat-Gesellschaft - Eine Ausgezeichnete Arbeit"- 
Schülerwettbewerb der Peter-Altmeier-Gesellschaft e.V. Koblenz 

 

Wettbewerb in der Region Koblenz-Mittelrhein für ausgezeichnete 
Facharbeiten und Besondere Lernleistungen im politisch-gesellschaftlichen 
Bereich. 

Die Schulen in der Region werden zu Beginn des Schuljahres von der Peter-
Altmeier-Gesellschaft angeschrieben. 

 

 Schülerwettbewerb zur politischen Bildung der Bundeszentrale für politische 
Bildung 

Schirmherr: Der Bundespräsident 

Reisen und weitere attraktive Preise zu gewinnen. 

Nähere Informationen unter: 

https://www.bpb.de/medien/755829/Aufgabenheft%20Sch%C3%BClerwettb
ewerb%202022_0.pdf?download=1 

 

 

 

 



6. Personalveränderungen im Referat 9422C im Bildungsministerium 
 

Die Leiterin des Referats 9422C im Ministerium, Katja Bewersdorf, geht mit Beginn 
des Schuljahres 2022/23 zurück in den Schuldienst. Die Nachfolge ist zum 
Erscheinen dieses Rundbriefes noch nicht offiziell benannt. Das Referat 9422C ist 
verantwortlich für die gesellschaftswissenschaftlichen Fächer. 

 

7. Unterrichtshinweis(e) 

 

Im Friedrich Verlag erschien zur Zeitschrift „Unterricht wirtschaft + politik“ unter 
„Friedrich aktuell“ ein Unterrichtsmaterial „Krieg in der Ukraine. Entstehung und 
Grundzüge eines europäischen Konflikts analysieren und beurteilen lernen“. Dem 
beigefügten Cover des Materials lassen sich Gliederung wie Schwerpunkte 
entnehmen. Das Material wurde im April veröffentlicht. Obgleich es nicht den 
aktuellen Stand widerspiegelt, dürfte nach wie vor das ein oder andere Material für 
den Unterricht hilfreich sein. 
 
 

                             
 
 
 
 
 
 



8. Rezension(en) 

 
a) 

                       
 
Das nun in der fünften Auflage vorliegende Handbuch politische Bildung 
beansprucht „alle relevanten Grundlagen der politischen Bildung“ zu repräsentieren 
und geht dabei „von einem weit gefassten Verständnis von politischer Bildung aus“. 
Herausgegeben wird es von Wolfgang Sander und in dieser Auflage erstmals von 
Kerstin Pohl in zwei Versionen (Hardcover- und günstigere Printausgabe).  
24 neue Autorinnen und Autoren sollen „das wissenschaftliche und generationelle 
Spektrum des Faches repräsentieren“. Der 640 Seiten starke und 64 (!) Beiträge 
umfassende Band ist in sechs übergeordnete Kapitel gegliedert:  

In Kapitel I wissenschaftliche Grundlagen werden u. a. politikdidaktische 
Konzeptionen, Hermeneutik, Pragmatismus und Konstruktivismus diskutiert und 
Befunde der politikdidaktischen Forschung vorgestellt. Abgerundet wird das Kapitel 
mit einer kritischen Diskussion der Kompetenzorientierung als Konfliktfeld der 
politischen Bildung durch Wolfgang Sander. 

Politikdidaktische Konzeptionen können nach Ansicht Michael Mays und Kerstin 
Pohls eine „große praktische Relevanz“ entfalten, weisen aber auch gleichzeitig 
eine „offene Flanke“ bezüglich empirischer Erforschung auf.  
Sebastian Fischer und Dirk Lange betonen insbesondere die zentrale Bedeutung 
qualitativer empirischer Forschung in der Politikdidaktik.  
In Georg Weißenos Artikel zur quantitativen empirischen Forschung zur politischen 
Bildung wird kritisch konstatiert, dass sich der Wissensstand der Schülerinnen und 
Schüler in den letzten 10 Jahren nicht verbessert habe. Ihm zufolge führt kein Weg 
an „belastbaren empirischen Daten vorbei.“ 



Kapitel II beschäftigt sich mit Institutionen und Praxisfeldern politischer Bildung 
und ermöglicht bereichsspezifische Erkenntnisse (vorschulische Einrichtungen, 
Schule, Jugend- und Erwachsenenbildung, Lehrerbildung, Bundeszentrale und 
Landeszentralen für politische Bildung, Verbände, Materialien, Onlineangebote). 

Didaktische Prinzipien sind Gegenstand der Beiträge in Kapitel III. Diskutiert 
werden hier folgende zentrale Prinzipien: Adressatenorientierung, 
Problemorientierung, Kontroversität, Exemplarisches Prinzip, 
Handlungsorientierung und Wissenschaftsorientierung. 

Inhaltsbezogene Aufgabenfelder werden in den siebzehn Beiträgen von Kapitel 
IV bearbeitet.  

Acht Artikel sind neu hinzugekommen: Politische Prozesse als Gegenstand 
politischer Bildung, Gesellschaft als Gegenstandsfeld politischer Bildung, 
Demokratielernen als politische Bildung, Förderung von Fach- und 
Bildungssprache, Emotionen und politisches Lernen, Gesellschaftliche Diversivität: 
Herausforderungen und Ansätze, Medienbildung im Zeitalter der Digitalisierung. 

Von besonderer Aktualität ist sicherlich Inken Heldts Beitrag „Medienbildung im 
Zeitalter der Digitalisierung“. Das Lernen über Medien in der politischen Bildung 
verfolge dabei einen doppelten Anspruch: „In handlungs- und nutzungsbezogener 
Perspektive zielt es auf die reflexive Sensibilisierung für eigene Mediennutzungs- 
und Partizipationsstrategien im digitalen Raum.“ In inhaltsbezogener Perspektive 
gehe es dagegen um „die politische Brisanz von Digitalisierung.“  

In Kapitel V (S.421-564) setzen sich sechzehn Aufsätze mit Methoden und 
Medien der politischen Bildung auseinander.  

Hans-Werner Kuhns Fazit zur Arbeit mit Texten fällt skeptisch aus: „Der Einsatz der 
verschiedenen Textsorten, der methodische Umgang und die Wirkung sind 
weitgehend unbekannt“ und die „politikdidaktische Betrachtung der unterrichtlichen 
Textarbeit“ sei „eher ein Desiderat.“  
Forschendes Lernen mittels Recherche, Interview und Expertenbefragung stehen 
im Zentrum von Joachim Detjens Überlegungen, die insbesondere die 
lernpsychologischen Vorzüge dieses nachhaltigen Lernens betonen. 
Beliebte, aber partiell sehr aufwändige Makromethoden für komplexe Lernvorhaben 
(Planspiel, Projekte, Sozialstudie, Zukunftswerkstätten) nimmt Kerstin Pohl in den 
Blick. Sie hebt dabei insbesondere die Bedeutung der Inhaltsdimension der Projekte 
und das große Potential von Planspielen primär auf der Politics-Ebene hervor. „Wie 
keine andere Methode eignen sich Planspiele, politische Prozesse ins Zentrum zu 
stellen und die Notwendigkeit strategischer und machtpolitischer Überlegungen in 
den Blick zu nehmen.“ 

Der politischen Bildung im internationalen Vergleich sind in Kapitel VI sechs 
Beiträge gewidmet: zu Österreich, Schweiz, Luxemburg, Europäische Union, Asien 
und USA. 

Nicht zuletzt in der ausführlichen komparativen Perspektive wird deutlich, dass 
Testleistungen zum politischen Wissen in den meisten der vorgestellten 
Länderstudien eher unterdurchschnittlich ausfallen und erhebliche Mängel 



hinsichtlich der Lehrerausbildung und der institutionellen Verankerung des Faches 
(z. B. in Luxemburg) vorliegen. Innerhalb der EU existiert kein Konsens darüber, ob 
eine europäische Identitätsbildung überhaupt angestrebt werden sollte. In einigen 
Ländern (Ungarn, Polen, Frankreich) lassen sich eine zunehmende Bedeutung von 
Partizipation und nationaler Identitätsbildung feststellen. Wenig Einigkeit herrscht 
auch bei den Bildungszielen in den USA. Politische Bildung ist dort insbesondere 
nach den Trump-Jahren so umstritten wie seit langem nicht mehr. 
 
Fazit:  

Erneut ist es dem Wochenschau Verlag gelungen, ein bewährtes Standardwerk in 
umfassend überarbeiteter Auflage vorzulegen, das einen fundierten Überblick über 
zahlreiche Themenfelder ermöglicht. Eher normativ oder empirisch 
argumentierende Herangehensweisen finden ebenso Berücksichtigung wie neuere 
Tendenzen und Entwicklungen des Faches, die das intergenerativ erweiterte 
Autorenteam aufgreift. Zahlreiche Stichworte lassen sich mittels eines sehr 
differenzierten Glossars erschließen. 

Ob der von den Herausgebern angesprochene Spagat im Hinblick auf die drei 
Nutzergruppen (Fachlehrkräfte und Pädagoginnen und Pädagogen in der 
außerschulischen politischen Bildung, Studierende und Lehrkräfte im 
Vorbereitungsdienst, bildungspolitisch Interessierte) gelungen ist, muss der Leser 
selbst entscheiden.  

Positiv hervorzuheben sind einige unterrichtspraktische Konkretisierungen. 

Nicht zuletzt die intensive Berücksichtigung komparativer Perspektiven lässt die 
Defizite der politischen Bildung in Deutschland in einem anderen, etwas milderen 
Licht erscheinen. 

Aus Sicht des Rezensenten sollten bei einer späteren Neuauflage unbedingt weitere 
unterrichtspraktische Hinweise integriert und im Vorwort deutlicher auf 
Veränderungen gegenüber der letzten Auflage verwiesen werden.  

Gerade aus der Sicht der Lehramtsstudierenden und Referendare müssten zentrale 
unterrichtspraktische Konkretisierungen in einer zusätzlichen Überblicksdarstellung 
eingehender gewürdigt werden. 

Eine thematische Einführungsseite pro Unterkapitel sowie knappe 
Zusammenfassungen zu den Einzelartikeln könnten die erste Orientierung des 
Lesers erleichtern. Ähnliches gilt für die Integration weiterer graphischer 
Darstellungen. 

Trotz dieser leichten Einschränkungen liegt ein voluminöses Standardwerk der 
politischen Bildung für die nächsten Jahre vor, das in jede Lehrerbibliothek gehört 
und dem weite Verbreitung zu wünschen ist. 

(Dietmar Schug, Adenau) 
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Siegfried Frech, Robby Geyer, Monika Oberle (Hg.) 
Europa in der politischen Bildung. (Didaktische Reihe Beutelsbacher Gespräche) 
294 Seiten, Wochenschau Verlag, Frankfurt/M. 2021 
 
Die Beiträge der vorliegenden Publikation gehen auf die 18. Beutelsbacher 
Gespräche, die vom 17. bis 19. Februar 2020 in Bad Urach stattfanden, zurück. 
Diese Veranstaltung markierte zugleich eine Zäsur. Siegfried Frech, seit 2008 als 
Publikationsreferent der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg 
federführend zuständig für die Gesprächsreihe, reichte wegen des bevorstehenden 
Ruhestands den – sprichwörtlichen – Staffelstab weiter an seine Kollegin Robby 
Geyer. 
In ihrer Einführung setzen sich die Herausgeber mit der verbreiteten Krisenrhetorik 
in der EU auseinander. Zuweilen werde gar eine Existenzkrise der EU konstatiert 
(7). Anlass zur Hoffnung vermittle hingegen das wachsende „Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in die EU“ (10) sowie die gerade in der Gruppe der 18- bis 
20-Jährigen deutlich gestiegene Beteiligung an der Wahl zum Europäischen 
Parlament im Jahr 2019“ (12). Erschreckend niedrig hingegen sei der Wissensstand 
junger Leute zu europäischen Themen (13). 



Der Beitrag des in Tübingen lehrenden Politikwissenschaftlers Martin Große 
Hüttmann ist getitelt „Die Europäische Union am Scheideweg wieder einmal?!“ (26–
64). Ausgehend von einem auf Reinhart Koselleck zurückgreifenden geschärften 
Krisenbegriff zeigt der Verfasser eine Kausalität zwischen Krise und zunehmender 
Vertiefung (35) der Europäischen Union auf.  
Ein Mehr an Staatlichkeit entspringe jeweils aus den Krisen. Übersichtlich 
dokumentiert er den Fortgang der „Konstitutionalisierung“ in tabellarischer Form zu 
folgenden Krisen: „Eurokrise“, „Krise der EU- Migrationspolitik“, „Rechtsstaatskrise“, 
„Brexit“, „Corona-Krise“. 
Seine Ausführungen laden ein, den Prozess weiterzudenken, so drängt sich etwa 
in diesen Tagen die Frage nach möglichen Veränderungen angesichts der Ukraine-
Krise auf.  
Die Mitherausgeberin Monika Oberle, Politikwissenschaftlerin und Didaktikerin an 
der Georg-August-Universität Göttingen, befasst sich sodann mit „Wissen und 
Einstellungen junger Bürgerinnen und Bürger zur Europäischen Union“ (65–84). Die 
Befunde vermitteln ein eher ambivalentes Bild. Einerseits ruft „bei 50 Prozent der 
befragten Jugendlichen […] die EU ein ‚sehr positives‘ oder ‚eher positives‘ Bild 
hervor“ – wenngleich je nach Region und Bildungsniveau Unterschiede zu 
verzeichnen seien –, andererseits sind verbreitete „Defizite an Grundkenntnissen 
über die EU in der Bevölkerung“ (80) unübersehbar. 
Beginnend mit der Grundschule müsse zukünftig „politische EU-Bildung“ stärker 
verankert werden. Das gelte ebenso für die Lehreraus- und -fortbildung. Eine 
Bestandsaufnahme nimmt Helmar Schöne, 
Politikwissenschaftler und Didaktiker an der Pädagogischen Hochschule in 
Schwäbisch-Gmünd, in seinem Aufsatz „EU unterrichten in der Schule …“ (85–100) 
vor. Am Anfang seiner Darlegungen steht der Befund, „dass nicht viel über Europa 
und die EU gewusst wird“ (87). Die Lehrpläne – so seine Analyse – verschulden 
nicht in erster Linie das „Fehlen einer gelingenden Wissensvermittlung über die EU“ 
(89). Ursächlich führt er die Misere zum Teil auf fachfremd erteilten Unterricht, auf 
Unterrichtsmaterialien, die die politischen Aspekte Europas ausblenden, sowie auf 
den geringen Anteil politischer Bildung in den Stundentafeln zurück. Er endet mit 
einem Plädoyer einer Stärkung des Politikunterrichts. Seine Forderung dürfte 
zukünftig gewiss verbandspolitisch aufgegriffen werden.  
Benedikt Widmaier, Direktor der Akademie für politische und soziale Bildung „Haus 
am Maiberg“, wirft im Folgebeitrag die Frage „Active Citizenship – Kein Thema für 
die politische Bildung in Deutschland?“ (101–116) auf. Während Active Citizenship 
„bildungspolitisch […] in der Europäischen Union eine herausragende Bedeutung 
hat“ (109), wird das Konzept hierzulande kaum in der „Diskussion zur politischen 
Bildung […] zur Kenntnis genommen.“ (101). Dabei könne das Konzept die 
„Themen der politischen Bildung“ (114) generell befruchten. 
Georg Weißeno richtet im nächsten Beitrag den Blick auf die „Wirkung und Qualität 
des Politikunterrichts in Baden-Württemberg“ (117–140). Das Fazit am Ende klingt 
fast niederschmetternd: „Der ernüchternde Befund 
in der Zusammenschau der referierten Ergebnisse ist, dass der Politikunterricht in 
Baden-Württemberg ein Qualitätsproblem zu haben scheint. Seine Wirkung ist 
begrenzt. […] Der Politikunterricht fordert möglicherweise zu wenig zum Verstehen, 
Nachdenken, Problemlösen und Bewältigen neuer Aufgaben 
heraus.“ (135) Die Bilanz verknüpft Weißeno mit der „Hoffnung, dass konsequente 
Rückmeldungen 
aus der systematischen Forschung Veränderungsprozesse auslösen“ (136/ f.). Die 
Umsetzung einer Kompetenzorientierung erfordere auch Zeit. 



Drei Folgebeiträge rücken die Europabildung in den Nachbarstaaten in den Fokus. 
Der Reigen wird von Michèle Schilt, Sekundarschullehrerin und Direktorin des 
Zentrums für politische Bildung in Luxemburg, 
eröffnet (141–152). Dem hohen Stellenwert, der Europa generell in Luxemburg 
zukommt, steht eine fehlende institutionelle Verankerung der Europabildung 
gegenüber. u. a. lässt sich dieser Sachverhalt auf die erst in jüngerer Zeit erfolgte 
Etablierung eines Unterrichtsfaches Politik zurückführen. Politische Europabildung 
ist – so der Eindruck des Beitrags – noch arg ausbaufähig. Ein ähnliches Bild 
vermittelt Beatrice Ziegler zur Lage in der Deutschschweiz, die gleich zu Beginn 
ihrer Ausführungen diagnostiziert, dass politische Europabildung 
„nur ansatzweise ein Gegenstand schulischen Unterrichts“ (153) sei. Ihre 
abschließenden Anmerkungen stimmen nachdenklich. Sie wirft die Frage auf, wie 
es angesichts deutlicher Defizite wohl um Abstimmungen etwa über „bilaterale 
Verträge“ bestellt sein mag.  
Tatjana Meijvogel Volk, in Den Haag tätige Politologin und Osteuropaexpertin, 
beleuchtet die Situation in den Niederlanden. Dabei kann sie aus den Erfahrungen 
ihrer Tätigkeit im „Haus für Demokratie und Rechtsstaat“ in Den Haag schöpfen. Die 
Niederlande fallen nicht aus dem von den vorhergehenden Beiträgen vermittelten 
Bild heraus. Das „Wissen der Schülerinnen und Schüler über die EU […]“ ist „sehr 
dürftig“ (173). Letztlich komme es auf Initiative und Engagement der Lehrerinnen 
und Lehrer an. 
Der Blick über den Tellerrand sollte – das sei an dieser Stelle betont – nicht 
missverstanden werden und das Bemühen um verstärkte europapolitische Bildung 
in Deutschland erlahmen lassen. 
Interessante Projekte stellen die beiden Folgebeiträge vor. Sabine Keitel, 
Landeszentrale für politische Bildung in Baden-Württemberg, und Beatrix 
Melchinger, Lehrerin und Leiterin des Projekts „Don@u Online“, erläutern eben 
dieses Projekt, das – wie der Name unschwer erkennen lässt – sich den 
länderverbindenden 
Fluss der Donau zu eigen macht. Es eröffnet in 14 Ländern beheimateten 
Jugendlichen vorgegebene Themen zu bearbeiten. Das Projekt wird alle zwei Jahre 
durchgeführt, die Oberthemen wechseln jeweils. Nicht weniger 
anregende Einblicke werden durch „Fokus Balkan Online – Ein Blended-Learning-
Planspiel für die europapolitische Bildung“ (189–211) aus der Feder von Sven Ivens, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität Göttingen, und Thomas Franke, 
Mitarbeiter der Landeszentrale für politische Bildung in 
Baden-Württemberg, vermittelt. Die Autoren unterstreichen den Wert dieses 
Planspiels wie folgt: „Fokus Balkan Online ist ein Beispiel für zeitgemäße politische 
Europabildung. Es verbindet Online-Elemente für junge digitale Zielgruppen mit den 
Vorteilen von analogen Planspielen und fördert dabei nachhaltig die 
Wissensvermittlung über die EU.“ (208). 
Die nächsten Beiträge rücken den Sachunterricht in der Grundschule (Eva Maria 
Goll, 212–228), die berufliche Bildung (Bettina Zurstrassen und Eva Kristin Vogt, 
229–244) und die internationale Jugendarbeit (Andreas Thimmel, 245–261) ins 
Zentrum. Eva Maria Goll, Institut für Didaktik integrativer Fächer an der TU 
Dortmund, plädiert für eine verstärkte „Thematisierung“ der EU bereits in der 
Grundschule – freilich unter Berücksichtigung einer „angemessenen didaktischen 
Reduktion“ und einer Ausweitung spielerischer Zugänge (226). 
Auch in berufsbildenden Schulen gilt es laut Zurstrassen und Vogt, 
Fachdidaktikerinnen an der Universität Bielefeld, die „Vernachlässigung politischer 
Europabildung“ (241) zu beseitigen. 



Den Abschluss des gesamten Bandes bildet ein Gespräch von Kerstin Pohl, 
Fachdidaktikerin an der Universität Mainz, mit Siegfried Schiele, dem Begründer der 
Beutelsbacher Gespräche. Das Gespräch unterstreicht das nachhaltige 
Weiterwirken der bei den Beutelsbacher Gesprächen angesprochenen 
Zusammenhänge – etwa „Rationalität und Emotionalität“ 
„Verfassungspatriotismus“, „Werte in der politischen Bildung“ –, die jüngst prägende 
Spuren im „Leitfaden Demokratiebildung“ in Baden-Württemberg 
hinterlassen hätten. Die abschließenden Worte von Siegfried Schiele, der u. a. dazu 
ermunterte, mit den vorhandenen Möglichkeiten politischer Bildung zu wuchern 
(277), sind ebenso bewegend wie beeindruckend.  
 
Der Band schließt mit den deutschsprachigen Abstracts und dem 
Autorenverzeichnis. Statt einer additiven Aneinanderreihung der Beiträge empfiehlt 
sich bei zukünftigen Projekten eine Untergliederung in Kapitel 
nach thematischen Schwerpunkten. Der sehr anregende Band vermittelt zahlreiche 
Einsichten in den derzeitigen Stand und Stellenwert von „Europa in der politischen 
Bildung“. Gemeinsam ist einem Großteil 
der Beiträge, dass sie deutlich Nachholbedarf einfordern. Die einzelnen Beiträge 
vermitteln auch Perspektiven, wo sich der – sprichwörtliche – Hebel ansetzen lässt. 
 
(Klaus Barheier, Traben-Trarbach) 
 
 
 
Ein gutes Schuljahr mit hoffentlich wenigen außergewöhnlichen Belastungen 
wünschen Ihnen mit kollegialen Grüßen 
 
Hans Allmendinger 
Klaus Barheier 
Horst Blaesy 
Michael Sauer 
Dietmar Schug 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


